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Wohnsitz des Kindes  bei dessen behördlicher Platzierung beim Vater und unterhaltsrechtliche Folgen

Sachverhalt

Die Eheleute W leben gestützt auf eine im Februar 2000 gerichtlich genehmigte Trennungsvereinbarung getrennt (Eheschutzmassnahme). Die gemeinsamen Kinder wurden unter die Obhut der Mutter gestellt. Die VB M hat im April 2003  der Mutter in Anwendung von Art. 310 ZGB die Obhut entzogen und für die Kinder eine Beistandschaft errichtet (Art. 308 ZGB). In der Folge wurden die Kinder beim Vater in S platziert (mit dem Vater wurde ein Pflegevertrag abgeschlossen). Die Mutter der Kinder wohnt neu in L. Sie ist offenbar nicht in der Lage, einen Beitrag an die Platzierungskosten zu leisten. Die bisher zuständige Behörde von M stellt nun das Gesuch um Übernahme der bisher von der VB M geführten Kindesschutzmassnahmen durch die VB S. Gleichzeitig ersucht der Vater der Kinder die Vormundschaftsbehörde S, ihm das Pflegegeld zu bezahlen. 

 
Fragen: 

1. Haben die Kinder noch einen abgeleiteten Wohnsitz von der Mutter, die heute in L wohnt, oder begründen sie einen eigenen zivilrechtlichen Wohnsitz an ihrem heutigen Aufenthaltsort (S)?

 
2. Durch die Platzierung der Kinder beim Vater bzw. nachdem die bisher zuständige Gemeinde das Pflegegeld eingestellt hat, wurde der Vater unterstützungsbedürftig. Er geht jedoch davon aus, dass er nicht nach SKOS unterstützt wird, sondern, dass ihm das Pflegegeld gemäss Pflegevertrag ausgerichtet wird. Kann er auf die Erfüllung des Pflegevertrages beharren? Wenn ja, können / sollen die Unterhaltsbeiträge, die er gemäss Trennungsvereinbarung bezahlen müsste, mit dem Pflegegeld verrechnet werden?

 
3. Der Vater der Kinder fühlt in seiner Meinung/Haltung (Bezahlung des Pflegegeldes) durch die bisherige Regelung bestätigt. Wird jedoch dem Vater ein Pflegegeld ausbezahlt, wird er finanziell deutlich besser gestellt, als Väter/Mütter, die ebenfalls mit eigenen Kinder zusammen leben, aber keinen Pflegevertrag mit einer VB haben! Ist dies überhaupt mit dem Grundsatz der Rechtgleichheit vereinbar?

Erwägungen

1. Als Wohnsitz des Kindes unter elterlicher Sorge gilt der Wohnsitz der Eltern oder, wenn die Eltern keinen gemeinsamen Wohnsitz haben, der Wohnsitz des Elternteils, unter dessen Obhut das Kind steht (Art. 25 ZGB).

Die Eltern W üben die elterliche Sorge gemeinsam aus, sie haben aber keinen gemeinsamen Wohnsitz. Da das Kind in Obhut seines Vater lebt, teilt es dessen Wohnsitz. Solange es unter der Obhut der Mutter stand, teilte es deren Wohnsitz M. Der Wechsel der Mutter von M nach L ändert am Wohnsitz des Kindes nichts, weil es seinen Wohnsitz bereits nach dem Obhutswechsel von M nach S verlegt hat.


2. Die Vormundschaftsbehörde M hat der Mutter, welche gestützt auf eine Eheschutzmassnahme Inhaberin der Obhut war, diese Obhut entzogen. Entzieht die Vormundschaftsbehörde die Obhut, geht diese von den Eltern auf die Vormundschaftsbehörde über (BGE 128 III 9). In dieser Annahme hat die VB M die gemeinsamen Kinder W beim Vater platziert und mit ihm zur Regelung des neu geschaffenen Verhältnisses einen Pflegevertrag abgeschlossen. Das ist in zweierlei Hinsicht falsch gelaufen:

a. Ein Pflegekind ist ein Kind, das ausserhalb seiner Ursprungs- respektive Herkunftsfamilie lebt, d.h. bei  Personen, die nicht seine Eltern sind (Maya Völkle, Die Begründung des Pflegeverhältnisses unter besonderer Berücksichtigung des neuen Kindesrechts, 1978 S. 46; C. Hegnauer, Grundriss Kindesrecht,  Rz 10.04; Handbuch Pflegekinderwesen Schweiz, Zürich 2000, S. 159). Das Kind, das bei seinen Eltern oder einem Elternteil lebt, ist kein Pflegekind. Weil es kein Pflegekind ist, bedarf es zu seiner Platzierung beim Vater auch keines Pflegevertrages. Der Vater hat sich  von Gesetzes wegen um sein Kind zu kümmern (qui fait l’enfant, le doit nourrir).

b. Die VB M hat eine Kinderbelange betreffende Eheschutzmassnahme abgeändert. Das ist grundsätzlich seit der Revision des Ehescheidungsrechts und der damit verbundenen neuen Zuständigkeitsregeln nicht ausgeschlossen. Sowohl die elterliche Sorge und damit auch die elterliche Obhut als auch Unterhaltsfragen, welche im Rahmen eherechtlicher Verfahren gerichtlich geregelt worden sind, können durch vormundschaftsbehördlich genehmigte Vereinbarung abgeändert werden. Voraussetzung dazu ist einerseits, dass sich die Eltern darüber einig sind, und andererseits, dass die neue Regelung mit dem Kindeswohl vereinbar ist. Im vorliegenden Fall hat die VB lediglich die Obhut neu geregelt und hiefür eine Kindesschutzmassnahme ergriffen, dabei aber übersehen, dass es genügt hätte, die Obhut unter den getrennt lebenden Eltern anders zuzuteilen. Sie hat zudem übersehen, dass dadurch ganz neue Bedingungen für die Unterhaltspflicht und den persönlichen Verkehr entstehen, worüber offensichtlich unter den Eltern keine Einigung erzielt wurde, welche vormundschaftsbehördlich genehmigt worden wäre, und worüber auch jede der Situation Rechnung tragende Lösung fehlt.


3. In der gegebenen Konstellation erwies sich die vom Eheschutzgericht genehmigte Konvention mit dem Kindeswohl nachträglich offenbar als nicht mehr vereinbar. Damit hätte die Obhut im Rahmen eines Verfahrens zur Abänderung von Eheschutzmassnahmen durch das Eheschutzgericht auf den Vater übertragen werden müssen unter Neuregelung der Unterhaltspflicht und des persönlichen Verkehrs (Art. 179 Abs. 1 und Art. 315b Abs. 1 Ziff. 3 ZGB i.V.m Art. 134 ZGB). Wäre nur der persönliche Verkehr strittig, könnte auch die Vormundschaftsbehörde eine Neuregelung verfügen (Art. 275 Abs.2, Art. 134 Abs. 4 ZGB).


4. Damit wird der Pflegevertrag und das daraus abgeleitete Pflegegeld hinfällig. Es stellt sich allerdings die Frage, auf welche Art das eingefädelte Verhältnis rückabgewickelt werden soll. Es besteht wie dargelegt die Möglichkeit, im Rahmen einer Vereinbarung Obhut, Unterhalt und Besuchsrecht neu zu regeln und dies von der Vormundschaftsbehörde genehmigen zu lassen (Hausheer/Reusser/Geiser, Berner Kommentar, N 7c zu Art. 179 ZGB) oder aber eine gerichtliche Änderung der Eheschutzmassnahmen zu beantragen, was in sinngemässer Anwendung von Art. 134 Abs. 1 ZGB auch durch die Vormundschaftsbehörde beantragt werden kann. Die Platzierung beim Vater, welcher Inhaber der elterlichen Sorge ist, kann dagegen nicht gestützt auf Art. 310 ZGB als Kindesschutzmassnahme verfügt werden. Fehlt dem Vater durch den Zuzug des Kindes die nötige Existenzgrundlage, wird er nach den kantonal und kommunal geltenden Bestimmungen des Sozialhilferechts unterstützt.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 22. Februar 2004
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